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Als Verfassungsprinzip ist "Subsidiarität" nicht ohne weiteres identisch mit 
dem sozialphilosophischen, politologischen oder ökonomischen Verständnis 
des Begriffs. Inhalt und Grenzen des Subsidiaritätsprinzips, wie es europa­
rechtlich und grundgesetzlich statuiert ist, sind nicht apriorisch vorgegeben, 
sondern müssen vor allem aus dem Zweck, der Entstehungsgeschichte und 
dem systematischen Zusammenhang der Normen abgeleitet werden. 
In verfassungsrechtlicher Perspektive hat das Subsidiaritätsprinzip zwei ei­
genständige Dimensionen: eine europarechtliche und eine grundgesetzliche. 
Buroparechtlich ist das Subsidiaritätsprinzip in der Präan1bel sowie in Art. 2 
Abs. 2 ( ex-Artikel B Abs. 2) des Vertrages über die Europäische Union (EU) 
sowie in Art. 5 Abs. 2 (ex-Artikel 3 b Abs. 2) des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft (EG) niedergelegt. Im Grundgesetz findet 
sich das Subsidiaritätsprinzip in Art. 23 Abs. 1. Beide Prinzipien sind nicht 
identisch und laufen nicht notwendigerweise parallel, sondern können sich 
auch gegenläufig entwickeln, so daß zwischen der nationalen Verfassung und 
den europarechtlichen Vertragsregelungen ein Spannungsverhältnis bestehen 
kann. Das ist schon deshalb erklärlich, weil beide Prinzipien von unter­
schiedlichen Normerzeugern hervorgebracht wurden und unterschiedlichen 
Norminterpreten ausgeliefert sind. Wenn auch die Subsidiarität im europä­
ischen Primärrecht vor allem auf das Betreiben Deutschlands zurückgeht, so 
läßt dies die Eigenständigkeit der von allen Mitgliedstaaten. beschlossenen 
gemeinschaftlichen V ertragsregehmg ebenso unberührt wie umgekehrt die 
grundgesetzliche "Struktursicherungsklausel" des Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG 
von einem europäischen Subsidiaritätsverständnis unabhängig ist, auch wenn 
in der Formulierung "auf die unterschiedliche Verfassungslage in den Mit­
gliedstaaten" Rücksicht genommen1 und deshalb die Bestandsgarantie der 
kommunalen Selbstverwaltung ausgeklammert wurde. 
Wenn für das Europarecht eine "verfassungsrechtliche" Perspektive unter­
sucht wird, so ist der Begriff untechnisch zu verstehen; er soll also nur einen 
Zustand beschreiben, wie er auch in anderen Zusammensetzungen, wie z. B. 
"Gemütsverfassung", gemeint ist. Als juristischer Begriff ist "Verfassung" 
herkömmlich den Staaten vorbehalten. Staaten sind aber allein die Mitglied­
staaten als "Herren der Verträge", während es sich bei der Europäischen 
Union und bei der Europäischen Gemeinschaft um völkerrechtliche Gebilde 
handelt, die auf völkerrechtlichen Verträgen beruhen. 2 Ihnen eine "V er­
fassung" zuzuschreiben, ist unzweckmäßig3

, weil dieser Begriff einen Staat 
oder die Entstehung eines Staates suggeriert4

, die "Europäische Union" aber 
gerade nicht zu einem Staat heranwachsen, sondern "Staatenverbund'.s blei­
ben soll. 
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Eine den Vereinigten Staaten von Amerika vergleichbare Staatswerdung im 
Sinne "Vereinigter Staaten von Europa" ist politisch nicht beabsichtigt6 und 
europarechtlich wie verfassungsrechtlich ausgeschlossen. Denn die Euro­
päische Union "achtet die nationale Identität ihrer Mitgliedstaaten", wie es in 
Art. 6 Abs. 3 EU heißt, und darf deshalb auf Grund ihrer eigenen Rechtsbasis 
nicht anstreben, die Staatsqualität der Mitgliedstaaten zu zerschlagen und 
selbst ein Staat zu werden. Im deutschen Verfassungsrecht ist ein ver­
fassungslegitimer Staats-Suizid durch die "Ewigkeitsgarantie" des Art. 79 
Abs. 3 GG ausgeschlossen. Wenn nach dieser Verfassungsbestimmung die 
Grundsätze des demokratischen und sozialen (sowie wegen Art. 28 Abs. 1 
GG auch des rechtsstaatlichen) Bundesstaates durch Verfassungsänderungen 
nicht berührt werden dürfen, so muß erst recht die Staatlichkeit als solche 
unantastbar sein. Insgesamt ist der in dem Begriff "Verfassung" zum Aus­
druck kommende Euphemismus für die europarechtliche Terminologie 
typisch, die auch ein "Europäisches Parlament" (Art. 189 ff. EG) geschaffen 
hat, obwohl es sich in Wahrheit um kein Parlament handelt, weil ihm dessen 
klassische Elemente fehlen, es allerdings auch im Laufe der Entwicklung 
über eine "Beratende Versammlung" hinausgewachsen ist. 

Zur Entstehung der Subsidiaritätsklausel im Maastricht-Vertrag 

Das Subsidiaritätsprinzip war nicht von Anfang an in den Verträgen der 
Europäischen Gemeinschaften enthalten, sondern ist durch den Maastricht-. 
Vertrag in das europäische Primärrecht gelangt. Ursachen waren weit ver­
breitete Europaverdrossenheit, Bürokratiekritik und Zentralismusphobie. Sie 
resultierten teilweise aus einer perfektionistischen Normierung von Einzel­
heiten auf europäischer Ebene, die der nationalen Rechtssetzung der Mit­
gliedstaaten wenig Raum ließ. Klassische Beispiele hierfür sind die Richtli­
nie über Umsturzvorrichtungen an landwirtschaftlichen Nutzfahrzeugen und 
die Tabaketikettierungsrichtlinie. Teilweise richtete sich die Kritik auch ge­
gen Kompetenzüberschreitungen, die als "schleichende Kompetenzerweite­
rung'<7, "Kompetenzanmaßung"8

, "Requirierung von Kompetenzen"9 oder 
"Kompetenzusurpation"10 bezeichnet wurden und die das Bundesverfas­
sungsgericht in seinem Maastricht-Urteil ebenfalls gegeißelt hat. 11 

Als politischer Motor für die Aufnahme des Subsidiaritätsprinzips in das eu­
ropäische V ertragswerk wirkten vor allem Großbritannien und Deutschland: 
Großbritannien aus eigener Überzeugung, Deutschland aus Überzeugung der 
deutschen Länder. Diese waren von andauernder und teilweise schleichender 
Kompetenzabwanderung nicht nur nach Bonn, sondern auch nach Brüssel 
betroffen und wandten sich daher gegen eine zunehmende Unitarisierung. 
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Die deutschen Länder hatten deshalb eine so starke Stellung, weil die Ratifi­
zierung des Maastricht-Vertrags mit dem vorhandenen Verfassungsinstru­
mentarium nicht zu bewältigen war, sondern eine Verfassungsergänzung not­
wendig machte, für die wiederum eine Zweidrittelmehrheit auch im Bundes­
rat erforderlich war. Die Länder konnten daher in internen politischen Ver­
handlungen ganz unverhohlen damit drohen, den Vertrag von Maastricht 
ohne eine zufriedenstellende Verankerung des Subsidiaritätsprinzips schei­
tern zu lassen. 
Allerdings hatten sich schon früher Europäische Kommission und Europä­
isches Parlament zum Subsidiaritätsprinzip, wenn auch nur für die zu grün­
dende Europäische Union, bekannt. So heißt es bereits 1975 in einem Kom­
missionsbericht12, die Gründung einer Europäischen Union dürfe nicht zur 
Schaffung eines zentralistischen Superstaates führen; in Übereinstimmung 
mit dem Prinzip der Subsidiarität seien der Union daher nur diejenigen Auf­
gaben zu üqertragen, die die Mitgliedstaaten nicht wirksam erfüllen können. 
In einem Yetiragsentwurf zur Gründung einer Europäischen Union, den das 
Europäische Parlament 1984 vorlegte13, wurde das Subsidiaritätsprinzip nicht 
nur in der Präambel, sondern auch im Vertragstext erwähnt. Art. 12 Abs. 2 
Satz 2 dieses Entwurfs lautete: "Die Union wird nur tätig, um die Aufgaben 
zu verwirklichen, die gemeinsam wirkungsvoller wahrgenommen werden 
können als von einzelnen Mitgliedstaaten allein, insbesondere Aufgaben, de­
ren Bewältigung ein Handeln der Union erfordert, weil ihre Ausmaße oder 
ihre Auswirkungen über die nationalen Grenzen hinausreichen." Diese For­
mulierung hat schon Anklänge an den jetzigen Wortlaut des Subsidiaritäts­
prinzips, der keine Ideallösung, sondern letztlich eine Notlösung ist. 

"Subsidiarität" statt "Föderalismus" 

Ursptünglich wollte man die Europäischen Gemeinschaften nicht auf die 
Subsidiarität, sondern auf f6deralistische Grundsätze verpflichten. Aber auch 
der Begriff "Föderalismus" ist nicht eindeutig, sondern ambivalent, weil er 
wegen seiner Ableitung von "foedus" sowohl eine Stärkung des Bundes als 
auch eine Stärkung seiner Untergliederungen meinen kann. In Deutschland 
wird er traditionell als Anerkennung der Eigenständigkeit der Länder ver­
standen. Im anglo-amerikanischen Sprachgebrauch drückt er dagegen eine 
Kräftigung der Zentralmacht aus, wie sie in den Federalist Papers von 
1787/88 propagiert wurde. Aus diesem Grunde wäre der Begriff "Föderalis­
mus" für Großbritannien unakzeptabel gewesen, weshalb man sich dann auf 
"Subsidiarität" geeinigt hat. In der nationalen Regelung des Art. 23 Abs. 1 
GG hat man dagegen die Europäische Union sowohl auf "f6derative Grund-
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sätze" als auch auf den "Grundsatz der Subsidiarität" verpflichtet, also 
gleichsam doppelt genäht. Zweck des Subsidiaritätsprinzips war es, die ste­
tige Verstärkung einer europäischen Zentralisierung und Unitarisierung zu 
hemmen, wie sie sich insbesondere auch durch Kompetenzberühmungen ab­
gezeichnet hat. Brüssel hat mitunter Rechtsakte erlassen, flir die eine Kompe­
tenz nicht nachweisbar war. Hier ist z. B. die Vogelschutzrichtlinie zu nen­
nen, die sich bei ihrem Erlaß auf keine Einzelermächtigung stützen konnte. 
Für extensive Kompetenznutzung und gelegentliche Kompetenzüberschrei­
tung sind allerdings nicht immer nur europäische Organe verantwortlich. 
Auch Mitgliedstaaten neigen dazu, in politisch unangenehmen Fällen aufEu­
ropa zu verweisen und eine europäische Lösung zu fordern, wie es auch bei 
der Vogelschutzrichtlinie der Fall war. Ähnlich verhält es sich bei der Er­
höhung der Mehrwertsteuer, die gerne mit dem Erfordernis einer Anglei­
chung der unterschiedlichen Mehrwertsteuersätze in Buropa begründet wird. 
Sinn des Subsidiaritätsprinzips ist es schließlich, "möglichst bürgernahe" 
Entscheidungen, wie die Präambel des EU-Vertrags formuliert, zu garantie­
ren, weshalb die Subsidiarität vielfach in den Zusammenhang mit Bürger­
nähe gebracht wird. 

Keine "Besser-Klausel" 

Für die Aufnahme des Subsidiaritätsprinzips in die europäischen Verträge 
gab es unterschiedliche Entwürfe. Großbritannien und Deutschland erstreb­
ten ein sehr weitgehendes Subsidiaritätsprinzip. Die Gemeinschaft sollte ihre 
Befugnisse nur ausüben dürfen, wenn und soweit das Handeln der Gemein­
schaft "notwendig" war, um die im Vertrag genannten Ziele wirksam zu er­
reichen und hierzu Maßnahmen der einzelnen Mitgliedstaaten beziehungs­
weise der Länder, Regionen und autonomen Gemeinschaften nicht ausreich­
ten.14 Wichtig war hierbei die Betonung der "Notwendigkeit" einer Kom­
petenzausübung. Der entgegengesetzte Entwurf der niederländischen Präsi­
dentschaft sah vor, daß die Gemeinschaft nach dem Subsidiaritätsprinzip in 
Bereichen nicht ausschließlicher Zuständigkeit nur tätig werden sollte, "so­
fern und soweit diese Ziele wegen des Umfangs oder der Wirkungen der in 
Betracht gezogenen Maßnahmen besser auf Gemeinschaftsebene als auf 
Ebene der einzeln handelnden Mitgliedstaaten erreicht werden können"Y 
Diese "Besser-Klausel" knüpft an frühere Regelungen des EG-Vertrages an, 
und ihr hängt die Kommission heute noch an. Denn es ist leicht zu be­
gründen, daß eine übernationale Regelung immer besser ist als eine nationa­
le. Die Europäische Gemeinschaft hätte also immer mit der Begründung tätig 
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werden können, daß sie etwas besser als die einzelnen Mitgliedstaaten ma­
chen könne. 

Gegen diese "Besser-Klausel" hat sich weitgehend die Position der Notwen­
digkeit oder Erforderlichkeit durchgesetzt; Europäische Union und Europä­
ische Gemeinschaft sollen nur tätig werden, wenn die Mitgliedstaaten dies 
nicht ausreichend selber können, so daß ein gemeinschaftliches Handeln des­
halb notwendig oder erforderlich wird. 

Subsidiarität- ein Rechtsbegriff 

Durch die Verankerung der Subsidiarität in den europäischen Verträgen 16 ist 
der Begriff zu einem Recht~ begriff geworden. Er kann daher nicht länger als 
politischer Begriff oder als Kampfbegriff bagatellisie1t werden, zumal sich 
Europäische Union und Europäische Gemeinschaft als Rechtsgemeinschaften 
verstehen. 17 Dies wird bisweilen in der Europäischen Kommission über­
sehen, wenn das Subsidiaritätsprinzip als "Machtkonflikt" abgetan wird, wie 
dies in folgender Stellungnahme des ehemaligen Chefs des Kabinetts des 
EU-Kommissars Schmidhuber, von Donat, zum Ausdruck kommt: "In der 
Praxis ist Subsidiarität kein Verfassungsbegriff, sondern ein konkreter Kon­
flikt. Man könnte diesen Konflikt als andauernden Machtkonflikt be­
zeichnen, der dem föderativen Aufbau der Europäischen Union inhärent ist, 
Zentralmacht gegen Teilmächte."18 Diese Auffassung ist irrig, zumal kein 
Gegensatz zwischen einem Rechtsbegriff und einem politischen Konflikt be­
steht. Auch Rechtsbegriffe können politische Konflikte auslösen. Wenn es 
aber um die Rechtmäßigkeit einer Entscheidung geht, muß der Rechtsbegriff 
"Subsidiarität" juristisch interpretiert werden und muß gegebenenfalls eine 
gerichtliche Nachprüfung erfolgen. 
Auch die Empfehlung des Präsidenten des Europäischen Parlaments, Gil­
Robles, die Diskussion über die Subsidiarität "den akademischen Zirkeln für 
politische Wissenschaften" zu überlassen19

, löst das Problem nicht. So sinn­
voll eine - allerdings weniger politikwissenschaftliche als rechtswissen­
schaftliche - Diskussion ist, entbindet sie die europäischen Organe nicht von 
der Beachtung des europäischen Primärrechts. Sowohl Entstehungs­
geschichte als auch systematischer Zusammenhang machen klar, daß es sich 
bei der Subsidiaritäts-Klausel um einen Rechtsbegriff handelt. Durch deren 
Aufnahme in den Ve1trag sollten politische Spannungen beseitigt und politi­
sche Konflikte auf eine rechtliche Grundlage gestellt werden. 
Der Kontext zeigt, daß Art. 5 EG eine "europarechtliche Schrankentrias"20 

darstellt. Absatz 1 verweist die Europäische Gemeinschaft auf die sog. be­
grenzte Einzelermächtigung. Danach haben die Europäischen Gemeinschaf-
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ten Kompetenzen nur, soweit sie ihnen im einzelnen zugewiesen sind, was 
jeweils nachgeprüft werden muß. Nach dem Subsidiaritätsprinzip in Absatz 2 
beschränkt Absatz 3 als Erforderlichkeitsprinzip das Handeln der europäi­
schen Organe auf das "erforderliche Maß". Auch nach Auffassung des Euro­
päischen Rates ist die Gemeinschaftstätigkeit an vorgegebene Kriterien ge­
bunden und stellt das Subsidiaritätsprinzip "eine Verpflichtung ftir alle Or­
gane der Gemeinschaft"21 dar. 
Dabei öffnet es ungeachtet seiner Justitiabilität wegen der vielen unbe­
stimmten Rechtsbegriffe den handelnden Organen ohnehin Beurteilungs­
spielräume. Der Europäische Gerichtshof hat bisher immer darauf geachtet, 
daß das Handeln der Gemeinschaft über eine Rechtsgrundlage verfugt, die 
auf "objektiven, gerichtlich nachprüfbaren Umständen" beruht.22 Hierzu ge­
hören insbesondere auch Ziel und Inhalt des Rechtsaktes. In einer Entschei­
dung von 1996 hat er das Subsidiaritätsprinzip nur deshalb nicht nachgeprüft, 
weil nach seiner Auffassung die Parteien nach ihrem Vorbringen auf die Er­
forderlichkeit des Gemeinschaftshandelns, nicht aber auf die Subsidiarität 
zielten.Z3 

In diesem Zusammenhang wird mitunter darauf verwiesen, daß auch das 
Bundesverfassungsgericht manche Verfassungsbegriffe nicht so subtil nach­
geprüft habe, wie es nun vom Europäischen Gerichtshof verlangt werde. In 
der Tat hat das Bundesverfassungsgericht in seiner früheren Rechtsprechl.Ulg 
zu A1i. 72 Abs. 2 GG a.F. (=alte Fassung) eine gerichtliche Nachprüfung des 
Begriffs "Bedürfnis" mit der Begründung abgelehnt, daß es sich hier um eine 
politische Ermessensentscheidung handele. 24 Diese im Ergebnis wohl nicht 
richtige Entscheidung läßt sich jedoch nicht verallgemeinern, weil sie nur vor 
dem konkreten historischen Hintergrund zu verstehen ist. Bekanntlich war in 
die Beratungen des Parlamentarischen Rates, insbesondere von englischer 
und französischer Seite, teilweise massiv eingegriffen worden. Aus vorder­
gründigen Interessen wurde darauf geachtet, daß das neue Deutschland mög­
lichst föderal ausgestaltet wurde, weshalb dem Bund möglichst wenige Ge­
setzgebungskompetenzen eingeräumt werden sollten und insbesondere die 
Inanspruchnahme der konkurrierenden Gesetzgebung ein Bedürfnis erfordern 
sollte. Als das Bundesverfassungsgericht über Art. 72 GG a.F. zu entscheiden 
hatte, war Senatspräsident der erste Präsident des Bundesverfassungsgerichts, 
Höpker-Aschoff, der als Parlamentarier in mühsamen Verhandlungen mit 
den Alliierten Zuständigkeiten ftir den Bund, insbesondere auf dem Gebiet 
der Finanzverfassung, ausgehandelt hatte. 
Gleichsam in einer Art der Wiedergutmachung von Besatzungsunrecht hat 
die Rechtsprechung nun versucht, die Kompetenzen ftir den Bund zu stärken 
und vermeintlich übermäßige Kompetenzen der Länder auf Grund alliierter 
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Intervention zurückzuschneiden. Inzwischen wurde nicht zuletzt im Hinblick 
auf diese Rechtsprechung Art. 72 GG a.F. geändeti und der Begriff "Bedürf­
nis" durch das Wort "erforderlich" ersetzt. Entstehungsgeschichte, Gesetzes­
zweck und Systematik von Art. 72 GG a.F. lassen sich nach allem in keiner 
Weise mit Art. 5 Abs. 2 EG vergleichen, so daß auch aus der Judikatur des 
Bundesverfassungsgerichts für die Rechtsprechung des Europäischen Ge­
richtshofs keine Schlüsse gezogen werden können. 

Subsidiarität- eine Schranke der Kompetenzausübung 

In Art. 5 Abs. 2 EG werden zwei Tatbestandsvoraussetzungen für ein Han­
deln der Gemeinschaftsorgane vorgegeben: Zum einen müssen die Ziele der 
in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht aus­
reichend erreicht werden können; zum anderen müssen sie "daher wegen ih­
res Umfangs oder wegen ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene 
erreicht werden können". Das bedeutet, daß die Gemeinschaft nicht zur 
Kompetenzausübung befugt ist, solange die Ziele von den Mitgliedstaaten 
zwar schlechter als auf Brüsseler Ebene, aber immer - vielleicht auch nur ge­
rade - ausreichend zu erreichen sind. Nur wenn die Mitgliedstaaten die Ver­
tragsziele nicht ausreichend, d. h. nur ungenügend oder unzulänglich reali­
sieren können, darf eine Kompetenz von der Europäischen Gemeinschaft be­
ansprucht werden, aber auch nur, wenn die Vertragsziele tatsächlich besser 
auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können. Die Konjut1ktion "und" 
macht dabei deutlich, daß allein die bessere Erfüllung eine Gemeinschaftszu­
ständigkeit keinesfalls begründen kann, so daß Art. 5 Abs. 2 EG nicht als 
"Besser-Klausel" interpretiert werden darf. Vielmehr müssen beide Tatbe­
standsvoraussetzungen erfüllt sein25 , stehen also in einem Verhältnis der Ku­
mulation, nicht der Alternativität Es reicht nicht, daß lediglich ein Tatbe­
standsmerkmal verwirklicht ist. Nur wenn die Mitgliedstaaten versagen, darf 
die Gemeinschaft tätig werden, was inzwischen auch im Subsidiaritätsproto­
koll anerkannt ist. 
Die Subsidiaritätsklausel ist somit in erster Linie eine Kompetenzausübungs­
schranke. Die Gemeinschaft darf Kompetenzen, die ihr an sich zustehen, 
nicht ausüben, wenn die Mitgliedstaaten die Ziele ausreichend erreichen 
können. Zusätzlich stellt Art. 5 Abs. 2 EG auch eine Kompetenzübertra­
gungsschranke dar. Die Europäischen Gemeinschaften dürfen daher nicht die 
Übertragung zusätzlicher Kompetenzen durch die Mitgliedstaaten begehren, 
wenn ihnen diese nach dem Grundsatz der Subsidiarität nicht zustehen sol­
len, weil sie sie nicht benötigen. 
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Überprüft man das Subsidiaritätsprinzip des europäischen Gemeinschafts­
rechts mit der katholischen Soziallehre, insbesondere mit der Enzyklika 
"Quadragesimo anno", so ergibt sich keine völlige Übereinstimmung. Ins­
besondere ist die Schutzrichtung völlig unterschiedlich. Ausgangspunkt der 
Enzyklika26 ist der Schutz des Individuums, weshalb "dasjenige, was der 
Einzelmensch aus eigener Initiative und mit seinen eigenen Kräften leisten 
kann, ihm nicht entzogen und der Gesellschaftstätigkeit zugewiesen werden 
darf." Im Unterschied hierzu bezieht sich das europarechtliche Subsidiaritäts­
prinzip nicht auf das Verhältnis Individuum-Staat oder Individuum­
Gemeinschaft, sondern allein auf das Verhältnis der nationalen Mitgliedstaa­
ten zu den Europäischen Gemeinschaften. Hinsichtlich der Voraussetzungen 
im einzelnen besteht dann allerdings eine weitgehende Übereinstimmung, 
wenn man das Subsidiaritätsprinzip richtig interpretiert und nicht als "Bes­
ser-Klausel" begreift. In "Quadragesimo anno" heißt es, was die kleineren 
und untergeordneten Gemeinwesen leisten und zum guten Ende fuhren kön­
nen, sollen die übergeordneten Gemeinschaften nicht in Anspruch nehmen. 
Dasselbe besagt das europarechtliche Subsidiaritätsprinzip: Was die Mit­
gliedstaaten in ausreichender Weise erfüllen können, soll den Europäischen 
Gemeinschaften nicht zustehen. 
Unmittelbar kompetenzerhaltend wirkt das Subsidiaritätsprinzip allerdings 
nur für die Mitgliedstaaten. Nur sie und nicht ihre Untergliederungen sind 
Glieder der Europäischen Union und der Europäischen Gemeinschaft. Den 
Untergliederungen kommt das Subsidiaritätsprinzip allerdings mittelbar zu­
gute. Denn wenn sich der Staatenverbund nicht auf eine Kompetenz berufen 
kann, verbleibt diese im nationalen Bereich und steht dann gemäß nationalem 
Verfassungsrecht und nationaler Kompetenzverteilung gegebenenfalls den 
Untergliederungen zu. Das betrifft in Deutschland so wichtige Bereiche wie 
Bildung, Schule und Polizei. In einer Erklärung zur Regierungskonferenz 
von Amsterdam 1997, die in feiner völkerrechtlicher Differenzierung aller­
dings nicht angenommen, sondern nur zur Kenntnis genommen wurde, haben 
Deutschland, Österreich und Belgien erklärt, daß die Maßnahmen der EG 
gemäß dem Subsidiaritätsprinzip nicht nur die Mitgliedstaaten, sondern auch 
Gebietskörperschaften betreffen, "soweit diese nach nationalem Verfassungs­
recht eigene gesetzgeberische Befugnisse besitzen". Föderative Untergliede­
nmgen sind nicht auf Deutschland, Österreich und Belgien beschränkt. Auch 
in Italien und Spanien, neuerdings auch in Großbritannien sind Regionalisie­
rungen und Dezentralisierungen zu verzeichnen. 
Im Vertrag von Amsterdam ist das Subsidiaritätsprinzip durch ein umfang­
reiches Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und 
der Verhältnismäßigkeit ergänzt worden27

, wobei die Übereinstimmung die-
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sesProtokollsmit dem Vertragsrecht in einigen Punkten fraglich ist.28 Denn 
diesem Subsidiaritätsprotokoll liegt teilweise eine Auffassung zugrunde, die 
das Subsidiaritätsprinzip nicht nur als Kompetenzschranke, sondern auch als 
Legitimationsgrundlage verstehen will. Der Europäischen Kommission ist es 
gelungen, ihre Auffassung in dieses Protokoll einfließen zu lassen, was sich 
z. B. in Nr. 3 zeigt. Danach kann die Tätigkeit der Gemeinschaft im Rahmen 
ihrer Befugnisse nach dem Subsidiaritätsprinzip "sowohl erweitert werden, 
wenn die Umstände dies erfordern, als auch eingeschränkt oder auch einge­
stellt werden, wenn sie nicht mehr gerechtfertigt ist." Diese Auffassung steht 
mit dem ursprünglichen Text nicht in Übereinstimmung. Denn das Subsidia­
ritätsprinzip ist eine Kompetenzausübungsschranke, begrenzt also die Inan­
spruchnahme vorhandener Kompetenzen, wenn die Voraussetzungen für ein 
Tätigwerden nicht vorliegen. Es besteht aber keine Möglichkeit, sich auf die­
sen Grundsatz zur Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten zu berufen.29 

Die letzte Bundesregierung hat gemeint, daß das Subsidiaritätsprotokoll ihre 
Auffassung bestätige und das Subsidiaritätsprinzip "wesentlich gestärkt" ha­
be.30 Davon kann aber teilweise keine Rede sein. Es hat zu Rückschritten ge­
führt, auf die man sich nicht hätte einlassen sollen. 

Subsidiarität aus grundgesetzlicher Perspektive 

Mit der Einfügung des Art. 23 Abs. 1 Satz 1 n.F. ist das Subsidiaritätsprinzip 
erstmals in das Grundgesetz aufgenommen worden. Bekanntlich war im Par­
lamentarischen Rat ein entsprechender V ersuch gescheitert, weil das Prinzip 
als ultramontan angesehen wurde. Aber wenn auch der Begriff fehlt, finden 
sich an vielen Stellen des Grundgesetzes Erscheinungsformen der Subsidiari­
tät. So ist im Verhältnis zum Staat dem Individuum der Vorrang eingeräumt. 
Daß der Staat nur tätig werden soll, wenn das Individuum Hilfe braucht, ist 
ein alter Grundsatz deutscher Fürsorge, der heute im Bundessozialhilfegesetz 
(§ 2 Abs. 1) verankert ist. Zunächst muß der einzelne sich selbst und müssen 
ihm seine Angehörigen helfen; erst nachrangig tritt der Staat ein. Dieser 
Grundsatz gilt auch im Verhältnis der Gemeinden zum Staat, im Verhältnis 
der Länder zum Bund. 
Nunmehr wird das Subsidiaritätsprinzip der europäischen Einigung vorgege­
ben. Art. 23 Abs. 1 in seiner neuen Fassung stellt einerseits das Staatsziel 
auf, daß Deutschland sich an der europäischen Integration beteiligen und die 
europäische Integration fortentwickeln muß. Andererseits limitiert er diese 
Mitwirkung auch, ist also gleichzeitig eine Integrationsschranke. Deutsch­
land darf nämlich an der Entwicklung der Europäischen Union nur teilneh­
men, wenn und solange diese demokratische, rechtstaatliche, freiheitliche, 
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soziale und föderative Grundsätze beachtet und dem Grundsatz der Subsidia­
rität verpflichtet ist. Sollte die Europäische Union diese Grundsätze nicht 
mehr anerkennen, würde sich flir Deutschland ein schwerwiegendes Problem 
stellen. Die vertragliche Bindung an die Union würde mit nationalem Verfas­
sungsrecht kollidieren, so daß sich im Ernstfall flir Deutschland sogar die 
Frage stellte, ob es die Europäische Union verlassen müßte. Die Möglichkeit 
hierflir hat das Bundesverfassungsgericht im Maastricht-Urteil wohl nicht 
zufällig ausdrücklich eingeräumt.31 Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG n.F. ist also 
ambivalent. Er verpflichtet Deutschland zur Mitwirkung bei der europäischen 
Integration, zieht hierflir aber Grenzen. 
Als Bestandteil des nationalen Verfassungsrechts vermag Art. 23 Abs. 1 GG 
die europäischen Gemeinschaften nicht unmittelbar zu binden. Insoweit un­
terscheidet sich die vom Grundgesetz erstrebte Homogenität mit den Struktu­
ren der Europäischen Union von der in Art. 28 Abs. 1 GG den Ländern 
auferlegten Homogenität der Verfassungsgrundsätze. Wie der Bund, so müs­
sen sich auch die Länder zu demokratischen, sozialen, republikanischen und 
rechtsstaatliehen Grundsätzen bekennen. Eine inhaltlich vergleichbare, wenn 
auch nicht unmittelbar bindende, gleichsam nur "hinkende" Homo­
genitätsklausel stellt Art. 23 Abs. 1 GG flir die Europäische Union dar. Eine 
mittelbare Bindung ergibt sich aber deswegen, weil Deutschland an der euro­
päischen Integration nur so lange und so weit mitwirken darf, als diese 
Grundsätze, zu denen sich auch die Europäische Union bekennt, geachtet 
werden. 
Die Stellung der Länder, die sich als Hüter der Subsidiarität verstehen, ist 
durch Art. 23 in Abs. 2 bis 7 GG n.F. wesentlich gestärkt worden. Anders als 
früher können neue Kompetenzen nach Europa nur mit Zustimmung des 
Bundesrates abgegeben werden. Falls eine derartige Kompetenzübertragung 
eine Verfassungsänderung erfordert, ist der Bundesrat als Vertreter der Län­
der ohnehin beteiligt. Bei der Setzung sekundären Gemeinschaftsrechts ha­
ben die Länder durch Art. 23 Abs. 2 bis 7 GG erhebliche Befugnisse erhal­
ten. Gegebenenfalls muß der Bund sogar seinen Sitz im Rat an einen Vertre­
ter der Länder, einen Landesminister, abgeben, was durch eine entsprechende 
Änderung des europäischen Primärrechts möglich gemacht wurde. 
In der Praxis wird es immer wieder zu unterschiedlichen Auffassungen zwi­
schen den Mitgliedstaaten und den Organen der Europäischen Union über die 
Subsidiarität kommen. So hatte die Kommission 1998 geplant, Autofahrten 
in Innenstädten mit einer sogenannten City-Maut zu belegen, um der Ver­
kehrsverstopfung in Städten durch Gebühren Herr zu werden. Der Bundesrat 
hatte derartige Straßennutzungsgebühren in städtischen Gebieten ausdrück­
lich abgelehnt. Sachsen hatte dabei kritisiert, daß sich die Europäische Union 
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zunehmend in Themen einmische, die Sache der Länder seien. Sachsen und 
Bayern haben dann im Bundesrat gemeinsam einen Antrag gestellt, die Euro­
päische Kommission in ihre Schranken zu verweisen. In einem anderen Fall 
hatte die Europäische Kommission eine Richtlinie über Fahrverbote für 
schwere Lastkraftwagen vorgeschlagen32 und einen entsprechenden Entwurf 
vorbereitet. Hier hat der Bundestag einen Verstoß gegen das Subsidiaritäts­
prinzip gerügt, weil Fahrverbote auch von den Mitgliedstaaten erlassen wer­
den könnten, zumal einzelne Mitgliedstaaten möglicherweise ein besonderes 
Verständnis von Sonntagsruhe haben. 
Politischen Streit wird es trotz des Subsidiaritätsprinzips auch in Zukunft ge­
ben. Aber für seine Schlichtung ist nunmehr eine Rechtsgrundlage gegeben, 
und die Auseinandersetzung kann notfalls gerichtlich entschieden werden. 
Als Vorteil des Subsidiaritätsprinzips hat sich erwiesen, daß die Zahl der von 
der Europäischen Kommission vorgeschlagenen Regelungen in den letzten 
Jahren zurückgegangen ist und statt dessen häufiger Empfehlungen gegeben 
werden.33 

Thesen 

(1) Als Verfassungsprinzip ist "Subsidiarität" nicht ohne weiteres identisch 
mit dem sozialphilosophischen, politologischen oder ökonomischen Ver­
ständnis des Begriffs. Inhalt und Grenzen verfassungsrechtlicher "Subsidiari­
tät" sind nicht apriorisch vorgegeben, sondern müssen aus dem jeweiligen 
normativen Zusammenhang gewonnen werden. 

(2) Subsidiarität hat in verfassungsrechtlicher Perspektive zwei eigenständige 
Dimensionen: eine europarechtliche (Präambel sowie Art. 2 Abs. 2 EU; Art. 
5 Abs. 2 EG) und eine grundgesetzliche (Art. 23 Abs. 1 GG). Beide müssen 
sich nicht notwendigerweise parallel, sondern können sich auch gegenläufig 
entwickeln, so daß ein Spannungsverhältnis angelegt ist. 

(3)Mit der Aufnahme des Subsidiaritätsprinzips in den Maastricht-Vertrag 
von 1992 sollte einer um sich greifenden Europa-Verdrossenheit, Bürokra­
tiekritik und Zentralismusphobie begegnet werden. Wenn auch bei den Ver­
tragsverhandlungen vor allem die deutschen Länder auf eine Verankerung 
des Subsidiaritätsgrundsatzes drängten, so hatten sich zu ihm doch auch 
Europäische Kommission und Europäisches Parlament für eine zu gründende 
Europäische Union bekannt. 

(4)In das europäische Vertragsrecht ist Subsidiarität nicht als Ideal-, sondern 
als Kompromißlösung, insbesondere als Ersatz für einen mehrdeutigen Föde­
ralismus-Grundsatz gelangt. Es soll Zentralisierung und Unitarisierung infol-
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ge von Kompetenzübertragungen, Kompetenzberühmungen und Kompe­
tenznutzungen hemmen und "Bürgemähe" sichern. 

(5)Durch die Verankerung im europäischen Primärrecht ist Subsidiarität zum 
Rechtsbegriff geworden, zumal sich Europäische Union und Europäische Ge­
meinschaft als Rechtsgemeinschaften verstehen. Subsidiarität kann daher 
nicht als politischer Begriff oder Kampfbegriff bagatellisiert werden. Als 
Rechtsbegriff muß er justitiabei sein, wenn auch wegen der vielen unbe­
stimmten Rechtsbegriffe in seiner Umschreibung Beurteilungsspielräume be­
stehen. Eine Berufung auf die Interpretation des Art. 72 Abs. 2 GG a.F. 
("Bedürfnis"-Klausel) durch das Bundesverfassungsgericht ist verfehlt. 

(6)Der Subsidiaritätsgrundsatz ist keine "Besser-Klausel" im Sinne eines Op­
timierungsgebots. Buroparechtliche "Besserwisserei" oder "Bessermacherei" 
begründen allein noch keine Kompetenz. Die subsidiäre Zuständigkeit gemäß 
Art. 5 Abs. 2 EG fordert vielmehr eine gestufte (konsekutive) und kumulati­
ve Erfüllung zweier Tatbestandsvoraussetzungen: Zum einen müssen "die 
Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten 
nicht ausreichend erreicht werden können"; zum anderen müssen sie "daher 
wegen ihres Umfangs oder wegen ihrer Wirkungen besser auf Gemein­
schaftsebene erreicht werden können." 

(7)Das europarechtliche Subsidiaritätsprinzip ist in erster Linie Kompetenz­
ausübungsschranke. Soweit unter Berufung auf Vertragsziele die Zuweisung 
neuer Kompetenzen gefordert wird, wirkt es auch als Kompetenz­
übertragungsschranke (bestr.). 

(8) Unmittelbar kompetenzerhaltend ist das Subsidiaritätsprinzip nur ftir die 
Mitgliedstaaten. Mittelbar werden auch deren Untergliederungen, insbeson­
dere die Länder begünstigt, soweit ihnen nach nationalem V erfassungsrecht 
Kompetenzen zukommen. 

(9) Im Vertrag von Amsterdam ist das Subsidiaritätsprinzip durch ein "Proto­
koll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhält­
nismäßigkeit" ergänzt worden, dessen Übereinstimmung mit dem Vertrags­
recht in einigen Punkten fraglich erscheint. 

(1 0) Art. 23 Abs. 1 GG schreibt die Mitwirkung Deutschlands bei der Ent­
wicklung der Europäischen Union "zur Verwirklichung eines vereinten Eu­
ropas" erstmals als Staatsziel vor. Damit wird die europäische Integration für 
Deutschland zu einem verbindlichen Verfassungsauftrag. 

(11) Gleichzeitig stellt Art. 23 Abs. 1 GG eine Integrationsschranke dar, 
weil es homogene Strukturen zwischen der Europäischen Union und dem 
Mitgliedstaat Deutschland fordert. Die Europäische Union muß neben demo­
kratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen dem 
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Prinzip der Subsidiarität verpflichtet sein und einen dem Grundgesetz im we­
sentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleisten. Art. 23 Abs. 1 
GG bindet die Europäische Union zwar nicht unmittelbar, wohl aber mittel­
bar ("hinkende" Homogenitätsklausel). 

(12) Durch eine erforderliche Zustimmung des Bundesrates bei der Übertra­
gung neuer Hoheitsrechte oder bei der Änderung vertraglicher Grundlagen, 
durch die das Grundgesetz inhaltlich geändert oder ergänzt wird, ist die Be­
achtung föderativer Grundsätze und des Subsidiaritätsprinzips verfahrens­
mäßig sichergestellt. Dasselbe gilt für die Setzung europäischen Sekundär­
rechts, bei dem die Willensbildung des Bundes je nach dem verfassungs­
rechtlichen Schwerpunkt der Unions-Agenda stärker oder schwächer an die 
Auffassung des Bundesrates gebunden ist (Art. 23 Abs. 2 6 GG). 
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